
Das Betreuungsgeld ist falsch. In ei-
ner sozialen Marktwirtschaft wer-
den Bürger nicht dafür bezahlt,

staatliche Angebote auszuschlagen. Mit
dem Betreuungsgeld jedoch würden Steu-
ermittel an jene ausgezahlt, die das aus
Steuermitteln finanzierte Angebot der
Krippenbetreuung nicht in Anspruch
nehmen. Dem Gedanken des Betreuungs-
geldes wird daher ironisch entgegnet,
dass die Gesellschaft nach derselben Lo-
gik auch Nichtnutzer von Museen, Thea-
ter- und Opernhäusern, Schwimm-
bädern, Kinderspielplätzen, Parks und
so weiter mit Ausgleichszahlungen beglü-
cken könnte.

Von den Befürwortern wird der Be-
griff der Wahlfreiheit ins Feld geführt,
der eine große Nähe zu dem geläufigen
Prinzip der Gleichheit vor dem Gesetz, al-
so dem Diskriminierungsverbot auf-
weist. Sie gehen offensichtlich davon
aus, dass alle Betreuungsformen kleiner
Kinder gleichberechtigte Alternativen
sind, denen gegenüber sich die Gesell-
schaft neutral zu verhalten habe. Ent-
sprechend müsste die Betreuung des
Kleinkindes durch seine Eltern, die Groß-
eltern, ein Au-pair oder anderes mehr ei-
gentlich mit dem gleichen Betrag unter-
stützt werden, wie die Betreuung in der
staatlich geförderten Krippe.

Wenn die Demokratie nicht zum will-
kürlich einsetzbaren Ausbeutungsmecha-
nismus der Minderheit durch die Mehr-

heit werden soll, steht es der Mehrheit al-
lerdings auch keineswegs frei, beliebige
Güter und Dienstleistungen durch Steu-
ern finanzieren zu lassen. Nur Leistun-
gen, an denen allen Bürgern gelegen ist,
rechtfertigen die zur Finanzierung erfor-
derliche Zwangsanwendung der Steuer-
erhebung. Und solange nicht wenigstens
eine Mehrheit der Eltern der Betreuung
ihrer ein- und zweijährigen Kinder in
Krippen unkritisch gegenübersteht, ist
es eben auch nicht ohne weiteres ein-
leuchtend, dass Krippenplätze staatlich
bezuschusst werden.

Die kritische Prüfung von Subventio-
nen ist durchaus kompatibel mit unserer
Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung.
Und in der Tat lohnt sich auch bei Opern-
subventionen und allen anderen staat-
lich subventionierten Angeboten von

Zeit zu Zeit eine kritische Überprüfung
der Rechtfertigung.

Man liest, Experten würden vom Be-
treuungsgeld falsche Anreizwirkungen
erwarten. Im Falle der Betreuung von
Einjährigen sind sich aber weder Eltern
oder Kinderärzte, noch Psychologen
oder Pädagogen einig darüber, unter wel-
chen Umständen eine Fremdbetreuung
für die Entwicklung der Kinder unbe-
denklich oder gar förderlich wäre. Wel-
che „Experten“ sprechen da also? Politi-
ker? Ökonomen? In welchem Sinne könn-
te die Betreuung von Ein- und Zweijähri-
gen in staatlich bezuschussten Krippen
richtiger sein, als alternative Erzie-
hungs- und Betreuungsmodelle? Warum
die Krippenplatzsubventionierung?
Kann es beim Ausbau der Krippenplätze
für Ein- und Zweijährige ernsthaft um

Bildungsfragen gehen? Niemand stellt in
Frage, dass Bildung wichtig und wert-
voll ist. Aber vielleicht wären Bildungsin-
vestitionen in der Sprach- und Konzen-
trationsförderung bei vier- und fünfjähri-
gen Kindern doch unstrittiger als die
Krippenbetreuung bei Einjährigen. Soll-
te die These lauten, dass es für alle Kin-
der einer früheren gemeinsamen Unter-
richtung und Förderung bedarf, wäre die
Absenkung des Einschulungsalters oder
ein verpflichtendes letztes Kindergarten-
jahr das Mittel der Wahl.

Geht es um die Integrationsleistung
und das Mindestmaß an Chancengerech-
tigkeit für Kinder aus Migrantenfami-
lien und bildungsfernen Familien? Um ei-
ne frühzeitige Sozialisation, den siche-
ren Spracherwerb im Vorschulalter?
Wenn die Gesellschaft sich zutraut zu be-
urteilen, welche Kenntnisse und sprachli-
chen Fähigkeiten erforderlich sind, könn-
te sie Anforderungen stellen, deren Erfül-
lung nachzuweisen wäre. Sprachstands-
erhebungen und ähnliches gehen in diese
Richtung. Kinder mit festgestelltem Auf-
holbedarf müssten dann nicht nur über-
haupt zum Besuch einer geeigneten Ein-
richtung gezwungen werden, sondern
dort auch gezielt gefördert werden.

Geht es darum, den Müttern zu einem
ungestörten Erwerbsleben sowie zu höhe-
ren Rentenanwartschaften zu verhelfen?
Geht es um Emanzipation? Das wäre eine
bemerkenswerte Entwicklung. Frühere

feministische Mütter forderten von ihren
Partnern eine größere Beteiligung an der
gemeinsamen Betreuungs- und Erzie-
hungsaufgabe, hinterfragten gesell-
schaftliche Erwartungen und Werte und
verlangten größeren Respekt vor der Er-
ziehungsleistung. Sollte es nun als eman-
zipatorischer Fortschritt gelten, Eltern
von Ein- und Zweijährigen zu diffamie-
ren, die versuchen, ihre berufliche Tätig-
keit mit den Anforderungen zu vereinba-
ren, die sie an sich und ihre Elternrolle
stellen? Ist es Ziel der Emanzipation die
Kinderbetreuung so zu organisieren,
dass die Elternrolle nicht weiter auffällt?
Und warum sollte das in subventionier-
ten Kinderkrippen besser gehen als bei
Tageseltern, Au-pairs, Großeltern oder
privat organisierten Krabbelgruppen?

Ein Betreuungsgeld einzuführen, ist
die falsche Idee. Neutralität der Gesell-

schaft gegenüber unterschiedlichen Vor-
stellungen der Eltern über Kindererzie-
hung hingegen wäre durchaus angemes-
sen, wenn dem keine Schutzrechte der
Kinder oder andere gewichtige Gründe
gegenüberstehen. Eltern, die gleichbe-
rechtigt werden sollen, indem ihnen je-
den Monat ein Betreuungsgeld von 150
Euro ausgezahlt wird, könnten auch
gleichberechtigt werden, indem die staat-
lichen Subventionen für Krippenplätze
gekürzt werden.

In der Gesellschaft wird derzeit ein
neues Ideal inthronisiert: das der doppelt
erwerbstätigen Eltern. Dabei geht es vor
allem um den Versuch einer Koalition
von Arbeitgebern und Arbeitnehmern
mit Kindern, sich Teile der Kosten ihres
Arbeitskräftebedarfs beziehungsweise
ihres privaten Lebensentwurfs von ande-
ren gesellschaftlichen Gruppen finanzie-
ren zu lassen.

Sollten Arbeitgeber tatsächlich fürch-
ten, die Zahlung eines Betreuungsgeldes
in Höhe von 150 Euro oder eine alternati-
ve Kürzung der Krippenplatzsubventio-
nen könnte zu einer spürbaren Verknap-
pung des Arbeitsangebots führen, müss-
ten sie über höhere Gehaltszahlungen
nachdenken oder über arbeitgeberseitig
geförderte Kinderbetreuungsangebote.
Sind sie dazu nicht bereit, müssten sich
die Eltern fragen, ob sie eine entsprechen-
de Einschränkung ihres verfügbaren Ein-
kommens ertragen.

Forum

Gegen Betreuungsgeld und
subventionierte Krippen
Kindererziehung ist Sache der Eltern oder der Arbeitgeber.
Der Staat schafft mit Förderungen nur Ungerechtigkeit
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